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Einleitung 

Schon oft wurde das Demokratiedefizit in der Europäischen Union disku-
tiert. Unter massiver Kritik stand vor allem die geringe Einflußmöglichkeit 
des Europäischen Parlaments auf die Gemeinschaftspolitiken. Rupp sprach 
von "der Ausübung von Hoheitsrechten ohne demokratischen Souverän".· 
Hallstein bezeichnete seinerzeit die Europäischen Gemeinschaften als eine 
"unterentwickelte Demokratie".2 Beklagt wurde die kontinuierliche funktiona-
le Ausweitung der gemeinschaftsrechtlichen Aufgaben, die zu einer teilwei-
sen Aushöhlung der Entscheidungs- und Kontrollbefugnisse der nationalen 
parlamentarischen Institutionen geführt habe, ohne daß dieser Verlust durch 
eine entsprechende Ausweitung der Befugnisse des Europäischen Parlaments 
kompensiert worden sei.3 

.Diese Arbeit zeigt die Entwicklung auf, inwieweit das Europäische Parla-
ment diese kompensatorische Funktion übernommen hat und inwieweit es die 
Kompensation überhaupt übernehmen kann. Die Antwort auf den letzten 
Aspekt hängt im wesentlichen davon ab, in welchem Umfang sich das Euro-
päische Parlament mit den nationalen Parlamenten der Mitgliedstaaten der 
Union vergleichen läßt. Stellt es, wie die nationalen Parlamente, eine Volks-
vertretung dar? Kann es in gleicher Weise die parlamentarischen Machtbe-
fugnisse wie ein nationales Parlament ausüben oder bedarf es einer Modifika-
tion bei der Betrachtung seiner demokratischen Funktionen auf grund der Be-
sonderheiten der Europäischen Union? 

Die Fokusierung des Demokratisierungsprozesses auf die Kompetenzen 
und Tätigkeitsfelder des Europäischen Parlaments bot sich insbesondere des-
halb an, weil nach dem allgemeinen westeuropäischen Demokratieverständnis 
das Parlament als das Zentralorgan zur Ausübung demokratischer Gewalt und 
Kontrolle gilt. Insofern bleiben Demokratisierungsprozesse innerhalb der an-
deren Organe der Europäischen Union sowie die Einflußnahmemöglichkeiten 
der nationalen Parlamente bei der Untersuchung nahezu unberücksichtigt. Die 
Untersuchung beleuchtet den Demokratisierungsprozeß in der Europäischen 

I Rupp, Die Grundrechte und das Europäische Gemeinschaftsrecht, S. 354. 
2 Hallstein, Die Europäische Gemeinschaft, S. 101. 
) Vgl. Ress, Über die Notwendigkeit der parlamentarischen Legitimierung der Recht-

setzung der Europäischen Gemeinschaften, S. 626 f., 629; Schachtschneider, Verfallser-
scheinungen der Demokratie, S. 41; Michael Klein / Ho/richter, Vierte Direktwahl zum 
Europäischen Parlament: Oppositionelle im Aufwind?, S. 80; Europäisches Parlament, 
Kompetenzübergang und Demokratiedefizit, S. 4 fT. 

2' 



20 Einleitung 

Union, wobei der Stringenz der Untersuchung willen vornehmlich die ver-
traglichen Veränderungen im Hinblick auf das verfassungsrechtliche Gefüge 
aufgezeigt werden. 

Die Arbeit gliedert sich in zwei Hauptteile. Der erste Teil geht der grund-
sätzlichen Frage nach, ob sich im Laufe der Zeit ein "demos" im Sinne eines 
"europäischen Volkes" herausgebildet hat, das über die notwendigen "volks-
herrschaftlichen" Befugnisse verfügt, die für ein demokratisches Rechtssy-
stem erforderlich sind. Der erste Teil fragt also nach der Basis, auf die sich 
jede demokratische Staatsform in irgendeiner Weise stützt. Der zweite Teil 
der Arbeit beschäftigt sich mit dem Demokratisierungsprozeß im Hinblick 
auf die Stellung des Europäischen Parlaments innerhalb der Europäischen 
Union. In beiden Teilen wird vorab definiert, was überhaupt unter einem 
Staatsvolk bzw. unter Demokratisierung zu verstehen ist. Des weiteren wer-
den Kriterien aufgestellt, die als Maßstab für die Untersuchung dienen sollen. 
Schließlich werden die Verträge anhand der aufgestellten Kriterien beleuchtet 
und bewertet. 

Der beobachtete Zeitraum erstreckt sich von den Gründungsverträgen mit 
Schwerpunkt EG-Vertrag über die Veränderungen des Haushaltsverfahrens in 
den 70er Jahren, die ersten Direktwahlen im Jahre 1979 und die Einheitliche 
Europäische Akte von 1986 bis hin zu dem Vertrag über die Europäische 
Union des Jahres 1992. In der Erörterung ist außerdem der im Jahr 1995 er-
folgte Beitritt Finnlands, Österreichs und Schwedens zur Europäischen Union 
berücksichtigt.4 

Dabei ist anzumerken, daß in der gesamten Untersuchung lediglich die 
rechtlichen Voraussetzungen und Rahmenbedingungen geprüft werden. Nur 
am Rande gestreift werden tatsächliches, soziologische und gesellschaftspoli-
tische Aspekte, die ebenfalls für eine funktionierende Demokratie von Bedeu-
tung sind. 

4 FundsteIlen der entsprechenden Verträge: 
- Gründungsverträge: BGB\. 1952 11 S. 447, BGB\. 1957 11 S. 766, 1014. 

Haushaltsverträge: Luxemburger Vertrag vorn 22. April 1970, AB\. 1971 Nr. L 2/ I; 
Vertrag vorn 22. Juli 1975, AB\. 1977 Nr. L 359/1. 

- Einheitliche Europäische Akte: BGB\. 198611 S. 1102. 
Vertrag über die Europäische Union: BGB\. 199211 S. 1253. 

- Beitrittsvertrag über den Beitritt Finnlands, Österreichs und Schwedens sowie dessen 
Änderungen aufgrund des nicht erfolgten Beitritts Norwegens: AB\. 1994 Nr. C 241/7 
ff., AB\. 1995 Nr. L / I ff. 

Durch den Unionsvertrag wurde die EWG in EG umbenannt, vg\. Art. I EGV. Im folgen-
den wird bei Normenidentität der alten Fassung des EWG-Vertrags mit der neuen Fassung 
des EG-Vertrags nur die neue Bezeichnung geführt. 

5 Unter "tatsächlichen" Aspekten sind z.B. solche zu verstehen, die sich mit der Aus-
schöpfung der von Rechts wegen gegebenen Befugnisse befassen, also die Frage beant-
worten, ob die existierenden Einflußmöglichkeiten auch in der Realität (in vollem Umfang) 
genutzt werden. 
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Der folgende Überblick über die vertragliche Entwicklungsgeschichte der 
Europäischen Union soll die Einbettung der sich anschließenden EinzeIunter-
suchungen in das Gesamtgefüge verdeutlichen. 

Bei dem Versuch Europa zu ordnen und es zu einem vernünftigen Zusam-
menschluß zu führen, schlossen sich die Bundesrepublik Deutschland, das 
Königreich Belgien, die Französische und die Italienische Republik, das 
Großherzogturn Luxemburg und das Königreich der Niederlande zur "Euro-
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl" zusammen.6 Der Vertrag, der 
diese Gemeinschaft begründete, wurde am 18. April 1951 in Paris unterzeich-
net und trat nach seiner Billigung durch die Parlamente der Partnerstaaten am 
23. Juli 1952 in Kraft.' Durch diesen Vertrag wurde ein Gebilde geschaffen, 
dem verfassungsrechtliche Befugnisse und Rechtspersönlichkeit verliehen 
wurden. Die Hoheitsrechte über die beiden Grundstoffindustrien von Kohle 
und Stahl wurden aus der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten ausgeklammert 
und auf die Gemeinschaft übertragen. So entstand für diesen Wirtschaftsbe-
reich eine neue Rechtsordnung, die an die Stelle des bisherigen partikulären 
innerstaatlichen Rechts trat. Sie begründete neue Rechte und Pflichten sowohl 
für die Mitgliedstaaten als auch für Einzelpersonen. 

Anläßlich der Zusammenkunft der Außenminister der sechs Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl im Juni 1955 in 
Messina wurde der Beschluß gefaßt, den eingeschlagenen Weg zur Vereini-
gung Europas über das Gebiet von Kohle und Stahl hinaus weiterzugehen 
und Europa mittels Schaffung einer Zollunion zusammenzuschmieden. Dies 
führte zum Abschluß des "Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft" und des "Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft" am 25. März 1957 in Rom. Beide Verträge traten am 1. 
Januar 1958 in Kraft.8 

Die mannigfaltige Zielsetzung9 umfaßt Begriffe wie Errichtung eines Ge-
meinsamen Marktes, harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens, glei-
cher Zugang zu den Produktionsquellen, geordnete Versorgung, niedrige Prei-
se ohne Verminderung des Produktionsanreizes, Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen, Ausweitung der Erzeugung und Pflege des zwi-
schenstaatlichen Austausches. 

6 Im deutschen Sprachgebiet auch als "Montanunion" bezeichnet. 
7 BGB!. 195211 S. 978; Vertragstext: BGB!. 195211 S. 447. 
M BGB!. 195811 S. I, Vertragstext: BGB!. 195711 S. 766 und S. 1014, auch "Römische 

Verträge" genannt. 
9 Vg!. Art. 2, 3 EGV, Art. 2 EAGV, Art. 2, 3 EGKSV. 
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